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          KI-Plattform

Muster: Betriebsvereinbarung oder Dienstvereinbarung über die Einführung und Nutzung der KI-Plattform
Unverbindlicher Entwurf  |  Version 1.0  |  Stand: 8. Oktober 2026
Wichtig: Dieser Text ist ein unverbindlicher Entwurf und soll Ihnen die Arbeit erleichtern. Er ist keine Rechtsberatung und kein fertiger Vertrag. Jede Vereinbarung handeln Arbeitgeber und Betriebs- oder Personalrat selbst aus. Passen Sie den Entwurf an Ihr Haus an und lassen Sie ihn vor dem Abschluss prüfen, zum Beispiel durch Ihre Rechtsabteilung oder Ihren Datenschutzbeauftragten. basebox übernimmt keine Gewähr für Vollständigkeit, Richtigkeit oder Wirksamkeit.
So nutzen Sie den Entwurf: Text in eckigen Klammern [ … ] ersetzen Sie durch Ihre Angaben. Wo zwei Varianten stehen, etwa [Betriebsrat / Personalrat], streichen Sie die nicht passende. Graue Kästen sind Hinweise für Sie und kommen nicht in die Vereinbarung. In privatwirtschaftlichen Häusern gilt das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG), in Behörden und öffentlichen Kliniken das Bundes- oder Landespersonalvertretungsgesetz.
Zwischen
[Name und Anschrift des Arbeitgebers / der Dienststelle]
– im Folgenden „[Arbeitgeber / Dienststelle]“ –
und
[dem Betriebsrat / dem Personalrat] von [Name der Einrichtung]
– im Folgenden „[Betriebsrat / Personalrat]“ –
wird folgende [Betriebsvereinbarung / Dienstvereinbarung] geschlossen.
Präambel
[Name der Einrichtung] führt die KI-Plattform basebox ein. Sie soll die Beschäftigten bei ihrer Arbeit unterstützen, etwa beim Entwerfen von Texten, beim Suchen in Dokumenten und beim Zusammenfassen von Unterlagen. Die Parteien wollen die Chancen der KI nutzen und zugleich die Persönlichkeitsrechte der Beschäftigten schützen. Die Entscheidung über Arbeitsergebnisse bleibt immer beim Menschen.
§ 1 Gegenstand und Geltungsbereich
(1) Diese Vereinbarung regelt die Einführung, die Nutzung und wesentliche Änderungen der KI-Plattform basebox (im Folgenden „KI-Plattform“) einschließlich der darauf freigegebenen Anwendungen (im Folgenden „Apps“).
(2) Sie gilt für alle Beschäftigten von [Name der Einrichtung] im Sinne von [§ 5 BetrVG / § 4 BPersVG bzw. der entsprechenden Regelung im Landespersonalvertretungsgesetz], die die KI-Plattform nutzen. [Ausgenommen sind: …]
(3) Die KI-Plattform wird betrieben als [Cloud in einem Rechenzentrum in Deutschland / Server im eigenen Rechenzentrum].
Hinweis: Mitbestimmungsrechte ergeben sich in der Privatwirtschaft insbesondere aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG (technische Einrichtungen, die zur Überwachung geeignet sind) und § 90 BetrVG (Unterrichtung bei der Planung, ausdrücklich auch bei KI). Nach § 80 Abs. 3 BetrVG gilt die Hinzuziehung eines Sachverständigen bei KI als erforderlich. Im öffentlichen Dienst gelten die entsprechenden Regelungen des BPersVG (etwa § 80 Abs. 1 Nr. 21) oder des Landesrechts.
§ 2 Begriffe
(1) KI-Plattform: die Software basebox mit Chat, Suche in Dokumenten und Apps.
(2) App: eine Anwendung auf der KI-Plattform mit einer festen Anweisung, festen Dokumenten oder Verbindungen zu Systemen, zum Beispiel „Entwurf Entlassbrief“ oder „Antwort auf Bürgeranfrage“.
(3) Audit-Log: das Protokoll der KI-Plattform, das festhält, welche Kennung wann welche App oder Verbindung genutzt hat.
(4) Administratorinnen und Administratoren: die Personen, die die KI-Plattform technisch betreuen und Apps freigeben.
§ 3 Grundsätze
(1) Die KI-Plattform ist ein Hilfsmittel. Ergebnisse der KI sind Entwürfe. Die Beschäftigten prüfen sie, bevor sie verwendet werden. Für Entscheidungen bleibt der Mensch verantwortlich.
(2) Entscheidungen mit rechtlicher Wirkung für Beschäftigte, insbesondere über Einstellung, Versetzung, Beurteilung oder Kündigung, werden nicht automatisiert durch die KI-Plattform getroffen.
(3) Die KI-Plattform darf nie mehr sehen als die Person, die sie nutzt. Rechte und Gruppen kommen aus der bestehenden Benutzerverwaltung.
(4) [Die Nutzung ist freiwillig. / Die Nutzung ist für die in Anlage 1 genannten Aufgaben vorgesehen.] Wer die KI-Plattform nicht nutzt, hat dadurch keine Nachteile.
§ 4 Freigegebene Apps und Erweiterungen
(1) Genutzt werden dürfen die in Anlage 1 genannten Apps für die dort genannten Gruppen und Zwecke.
(2) Neue Apps, neue Verbindungen zu Systemen und wesentliche Änderungen teilt [der Arbeitgeber / die Dienststelle] dem [Betriebsrat / Personalrat] vor der Freigabe in Textform mit. Äußert sich der [Betriebsrat / Personalrat] nicht innerhalb von [zwei] Wochen, gilt die Freigabe als abgestimmt. [Apps, die Daten über Beschäftigte auswerten, bedürfen der Zustimmung.]
(3) Die Websuche wird [nicht / nur für folgende Gruppen: …] freigeschaltet.
(4) Eine App mit externem Modell wird [nicht / nur nach Zustimmung des Betriebsrats / Personalrats] freigeschaltet.
Hinweis: Die Websuche und Apps mit externem Modell sind in basebox standardmäßig ausgeschaltet. Was Ihre Administratoren freischalten, sehen Sie in der Verwaltung der KI-Plattform.
§ 5 Keine Leistungs- und Verhaltenskontrolle
(1) Die KI-Plattform und ihre Protokolle werden nicht zur Kontrolle von Leistung oder Verhalten der Beschäftigten genutzt.
(2) Insbesondere werden keine Auswertungen erstellt, wer wie oft, wie lange oder mit welchem Ergebnis mit der KI-Plattform arbeitet. Es werden keine Profile über Beschäftigte gebildet.
(3) Erkenntnisse, die entgegen dieser Vereinbarung gewonnen werden, dürfen nicht für personelle Maßnahmen verwendet werden.
§ 6 Protokollierung
(1) Das Audit-Log dient ausschließlich der Sicherheit des Systems, der Fehlersuche und dem Nachweis gegenüber Aufsichtsbehörden. Es enthält Kennungen, Zeitpunkte und die genutzte App oder Verbindung.
(2) Inhalte von Fragen und Antworten werden [nicht protokolliert / nur für folgende Apps protokolliert: …]. Die Einstellungen stehen in Anlage 2.
(3) Protokolldaten werden [sechs] Monate aufbewahrt und danach gelöscht, soweit keine gesetzliche Pflicht zur längeren Aufbewahrung besteht.
(4) Auf das Audit-Log greifen nur [die IT-Sicherheit / benannte Administratorinnen und Administratoren] zu, nur aus einem konkreten Anlass wie einem Sicherheitsvorfall und nur nach dem Vier-Augen-Prinzip. Jeder Zugriff wird dokumentiert. Der [Betriebsrat / Personalrat] wird unverzüglich unterrichtet, wenn dabei personenbezogene Daten von Beschäftigten eingesehen werden.
§ 7 Datenschutz
(1) Für die Verarbeitung gelten die DSGVO und [das BDSG / das Landesdatenschutzgesetz]. Mit basebox besteht ein Vertrag zur Auftragsverarbeitung nach Art. 28 DSGVO.
(2) Eingaben und Dokumente werden nicht zum Training von KI-Modellen verwendet.
(3) Soweit erforderlich, erstellt [der Arbeitgeber / die Dienststelle] eine Datenschutz-Folgenabschätzung. Der [Betriebsrat / Personalrat] erhält sie auf Wunsch.
§ 8 Qualifizierung
(1) Beschäftigte, die die KI-Plattform nutzen, werden vorher geschult, auch zur KI-Kompetenz nach Art. 4 der KI-Verordnung (EU AI Act). Die Schulung findet in der Arbeitszeit statt.
(2) Die Schulung umfasst mindestens: Möglichkeiten und Grenzen der KI, Prüfen von Ergebnissen, Umgang mit personenbezogenen Daten, Inhalte dieser Vereinbarung.
§ 9 Arbeitsorganisation und Beschäftigung
[Die Einführung der KI-Plattform führt nicht zu betriebsbedingten Kündigungen. Ändern sich Aufgaben wesentlich, beraten die Parteien rechtzeitig über Qualifizierung und Arbeitsorganisation.]
Hinweis: Dieser Paragraf ist optional. Ob und in welcher Form Sie ihn aufnehmen, entscheiden die Parteien.
§ 10 Rechte des [Betriebsrats / Personalrats]
(1) Der [Betriebsrat / Personalrat] erhält auf Wunsch Einblick in die Konfiguration der KI-Plattform, die Liste der freigegebenen Apps und die Protokolleinstellungen.
(2) Der [Betriebsrat / Personalrat] kann zur Beurteilung der KI-Plattform eine sachverständige Person hinzuziehen. Die Kosten trägt [der Arbeitgeber / die Dienststelle] im erforderlichen Umfang.
(3) Weitergehende gesetzliche Rechte bleiben unberührt.
§ 11 Überprüfung
Die Parteien überprüfen die Vereinbarung [jährlich / ein Jahr nach Inkrafttreten] gemeinsam und passen sie bei Bedarf an.
§ 12 Inkrafttreten und Kündigung
(1) Diese Vereinbarung tritt am [Datum] in Kraft.
(2) Sie kann mit einer Frist von [drei] Monaten zum Monatsende gekündigt werden. Bis zum Abschluss einer neuen Vereinbarung gilt sie weiter.
(3) Sollte eine Bestimmung unwirksam sein, bleibt die Vereinbarung im Übrigen wirksam.
Unterschriften
	Ort, Datum
	Ort, Datum

	[Arbeitgeber / Dienststelle]
	[Betriebsrat / Personalrat]




Anlage 1: Freigegebene Apps
	App
	Zweck
	Gruppen
	Datenarten
	Verbindungen zu Systemen
	Freigegeben am

	[Beispiel] Entwurf Entlassbrief
	Entwurf aus Befunden
	Ärztlicher Dienst, Station [ … ]
	Patientendaten
	[KIS, nur lesend]
	[Datum]

	[Beispiel] Suche in Leitlinien
	Antworten mit Quelle
	Alle Beschäftigten
	keine personenbezogenen Daten
	[Dokumentenablage]
	[Datum]

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	



Anlage 2: Protokolleinstellungen
	Einstellung
	Festlegung

	Audit-Log (Kennung, Zeitpunkt, App, Verbindung)
	Ein (immer)

	Inhalte von Fragen und Antworten
	[Aus / Ein für: … ]

	Aufbewahrungsdauer
	[6 Monate]

	Zugriff auf das Audit-Log
	[Rollen / Personen]

	Websuche
	[Aus / Ein für: … ]

	App mit externem Modell
	[Aus / Ein für: … ]



Dieser Entwurf ist eine unverbindliche Hilfe von basebox. Maßgeblich ist allein die Vereinbarung, die Sie mit Ihrem Betriebs- oder Personalrat schließen. Fragen zur KI-Plattform: datenschutz@basebox.ai
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